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707 Zuwendungsverfahren
im Rahmen der Umsetzung des Operationellen 

Programms des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) im Ziel „Investitionen in 

Wachstum und Beschäftigung“ Rheinland-Pfalz, 
Förderperiode 2014-2020 (W  IWB-EFRE)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, 

Klimaschutz, Energie und Landesplanung 

vom 15. Oktober 2015 (8304)

1 Zielsetzung und Rechtsgrundlagen

1.1 Das Land gewährt Zuwendungen auf der Grundlage des 
Operationellen Programms des Europäischen Fonds für re­
gionale Entwicklung (EFRE) des Landes Rheinland-Pfalz 
(nachfolgend: EFRE-Programm) in der Förderperiode 2014- 
2020.

Das Ministerium für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und 
Landesplanung, das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Weiterbildung und Kultur und das Ministerium für Umwelt, 
Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten setzen 
das EFRE-Programm gemeinsam auf der Grundlage der

j EU-Verordnungen und nationalen Rechtsvorschriften um.

1.2 Diese Verwaltungsvorschrift dient der Regelung der Ver­
fahren zur Gewährung von Zuwendungen aus dem EFRE- 
Programm. Sie regelt die Zuständigkeiten im EFRE-Pro­
gramm und setzt die Rahmenbedingungen für weitere Ver­
waltungsvorschriften (Förderprogramme). Soweit erforder­
lich, kann diese Verwaltungsvorschrift im Rahmen der För­
derprogramme ergänzt werden.
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1.3 Zuwendungen im Rahmen des EFRE-Programms werden 
in Übereinstimmung mit dem genehmigten Operationellen 
Programm des Europäischen Fonds für regionale Entwick­
lung in Rheinland-Pfalz 2014-2020 sowie auf der Grundlage 
der folgenden Vorschriften und Bestimmungen in der je­
weils geltenden Fassung gewährt:

1.3.1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit ge­
meinsamen Bestimmungen überden Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, 
den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschafts­
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit all­
gemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, 
den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 des Rates (ABI. EU Nr. L 347 S. 320),

1.3.2 der Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und mit be­
sonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels „Investitionen 
in Wachstum und Beschäftigung“ und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 (ABI. EU Nr. L 347 S. 289),

1.3.3 den delegierten und Durchführungsrechtsakten der Kom­
mission, die auf die vorgenannten EU-Verordnungen Be­
zug nehmen,

1.3.4 den beihilferechtlichen Vorschriften,

1.3.5 den vergaberechtlichen Vorschriften,

1.3.6 den §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 
20. Dezember 1971 (GVBI. 1972 S. 2, BS 63-1) sowie der 
dazu ergangenen Verwaltungsvorschrift zum Vollzug der 
Landeshaushaltsordnung (W-LHO) vom 20. Dezember 2002 
(MinBI. 2003 S. 22, 324; 2012 S. 410),

1.3.7 dem § 1 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) 
vom 23. Dezember 1976 (GVBI. S. 308, BS 2010-3) in 
Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
in der Fassung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102),

1.3.8 den Förderprogrammen.

1.4 Ergänzend wird auf das Förderhandbuch der Verwaltungs­
behörde für die Umsetzung des EFRE-Programms 2014- 
2020 hingewiesen.

1.5 Diese Verwaltungsvorschrift findet keine Anwendung bei 
der Unterstützung durch Finanzinstrumente sowie für Aus­
gaben, deren Finanzierung aus der Technischen Hilfe er­
folgt.

2 Zweck der Zuwendung
Der konkrete Zuwendungszweck wird im Rahmen des je­
weiligen Förderprogramms festgelegt.

3 Zuwendungsempfänger
Der Kreis der Zuwendungsempfänger ergibt sich aus dem 
EFRE-Programm. Er kann durch das jeweilige Förderpro­
gramm eingeschränkt werden. Natürliche Personen, die 
keine Unternehmen im Sinne der Empfehlung 2003/361/EG 
der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition 
der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (ABI. EU Nr. L 124 S. 36) sind, können keine 
Zuweridungsempfänger sein.

4 Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Im Rahmen der Umsetzung des EFRE-Programms werden 

transparente Projektauswahlkriterien und -methodiken ein­
gesetzt, die der Begleitausschuss des EFRE-Programms 
gemäß Artikel 110 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 ge­
prüft und genehmigt hat. Die Projektauswahlkriterien und 
-methodiken werden auf der Internetseite www.efre.rlp.de 
veröffentlicht. Sie werden in dem jeweiligen Förderprogramm 
spezifiziert.

4.2 Zuwendungen werden grundsätzlich in Rheinland-Pfalz (Pro­
grammgebiet) eingesetzt. Bei investiven Projekten, die aus 
Mitteln des EFRE-Programms gefördert werden, liegt der 
Ort der Investition in dem Programmgebiet. Bei nicht in­
vestiven Projekten kann die Durchführung des Vorhabens 
auch außerhalb des Programmgebietes erfolgen, sofern 
das Vorhaben Vorteile für das Programmgebiet bringt, der 
Gesamtbetrag der im Rahmen des Programms außerhalb 
des Programmgebietes durchgeführten Vorhaben nicht über 
15 v. H. der aus dem EFRE geleisteten Unterstützungen 
liegt und der Begleitausschuss dem Vorhaben oder der Art 
der Vorhaben zugestimmt hat. Für diese Vorhaben ist vor 
Bewilligung der Zuwendung zudem die Zustimmung der 
Verwaltungsbehörde einzuholen.

4.3 Eine Zuwendung aus dem EFRE-Programm kann für ein 
Projekt bzw. ein Teilprojekt nur dann gewährt werden, 
wenn für dieses keine Zuwendung aus einem anderen EU- 
Fonds, einem anderen EU-Förderinstrument oder EFRE- 
Mittel im Rahmen eines anderen EFRE-Programms bewil­
ligt wird.

4.4 Die Kumulierungsmöglichkeiten der EFRE-Mittel mit natio­
nalen Fördermitteln regelt das jeweilige Förderprogramm, 
insbesondere unter Beachtung der einschlägigen Regelun­
gen des europäischen Beihilferechts.

4.5 Zuwendungen dürfen nicht auf der Basis der Verordnung 
(EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur 
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europä­
ischen Union (ABI. EU Nr. L 187 S. 1, Nr. L 283 S. 65) 
gewährt werden, wenn der Empfänger einer Rückforde­
rungsanordnung, die aufgrund eines früheren Beschlusses 
der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer 
Beihilfe erfolgte, nicht nachgekommen ist.

Sofern ein Förderprogramm auf die Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 gestützt wird, muss dieses den vorgenann­
ten Hinweis enthalten, anderenfalls dürfen keine Einzel­
beihilfen auf der Grundlage dieses Förderprogramms ge­
währt werden.

Im Rahmen der beihilferechtlichen Prüfung von Zuwendun­
gen, die nicht auf der Basis der Verordnung (EU) Nr. 651/ 
2014, sondern einer anderen beihilferechtlichen Grundlage 
gewährt werden sollen, muss der noch ausstehende Rück­
forderungsbetrag berücksichtigt werden.

4.6 Zuwendungen dürfen grundsätzlich nur für solche Vor­
haben bewilligt werden, die noch nicht begonnen wurden.

Die Bewilligungsbehörde kann im Einzelfall allein und das 
zuständige Ministerium für einzelne Zuwendungsbereiche 
im Einvernehmen mit dem für die Finanzangelegenheiten 
zuständigen Ministerium Ausnahmen (vorzeitiger Maß­
nahmebeginn) zulassen. Als Vorhabensbeginn sind grund­
sätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnen­
den Lieferungs- oder Leistungsvertrages sowie die Auf­
nahme von Eigenarbeiten zu werten. Bei Baumaßnahmen 
gelten Planung, Bodenuntersuchung und Grunderwerb nicht 
als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie sind alleiniger 
Zweck der Zuwendung.

4.7 Zuwendungen dürfen nur gewährt werden, wenn der An­
tragsteller vor der Bewilligung der Zuwendung in ausrei­
chendem Umfang nachgewiesen hat, dass er über die 
administrative, finanzielle und operationelle Leistungsfähig­
keit zur Umsetzung des Vorhabens und zur Erfüllung der 
an die mit der Zuwendungsgewährung verbundenen Be­
dingungen, des Finanzierungsplans und der Durchführungs­
fristen verfügt.

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
5.1 Zuwendungen werden als Projektförderung grundsätzlich 

im Wege der Anteilfinanzierung gewährt. Die Zuwendung 
ist bei der Bewilligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen.

http://www.efre.rlp.de
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Eine Zuwendung darf ausnahmsweise zur Vollfinanzierung 
bewilligt werden, wenn der Zuwendungsempfänger an der 
Erfüllung des Zuwendungszwecks kein oder ein nur gerin­
ges wirtschaftliches Interesse hat, das gegenüber dem 
Landesinteresse nicht ins Gewicht fällt oder wenn die Er­
füllung des Zwecks in dem notwendigen Umfang nur bei 
Übernahme sämtlicher förderfähiger Ausgaben durch das 
Land möglich ist. Auch im Falle der Vollfinanzierung ist die 
Zuwendung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen. Eine 
solche Ausnahme ist vor Erteilung der Bewilligung im Prüf­
vermerk angemessen zu begründen und in der Akte zu 
dokumentieren.

5.2 Zuwendungen werden in Form nicht rückzahlbarer Leis­
tungen bewilligt.

5.3 Die Bewilligungen erfolgen auf der Grundlage der Projekt­
auswahlkriterien des zuständigen Fachressorts auf der 
Grundlage des entsprechenden Förderprogramms sowie 
eigener Prüfungen nach pflichtgemäßem Ermessen im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel.

5.4 Eine Zuwendung wird nur gewährt, wenn der Gesamt­
betrag der Zuwendung (einschließlich EFRE-, Landes- und 
Bundesmittel) -  unter Berücksichtigung der förderfähigen 
Ausgaben, etwaiger Einnahmen und des sich aus dem 
jeweiligen Förderprogramm ergebenden Fördersatzes -  
mindestens 20.000 Euro beträgt.

5.5 Zuwendungen werden aus EFRE-Mitteln und ggf. nationalen 
Mitteln gewährt. Der Anteil des EFRE darf maximal 50 v. H. 
der förderfähigen Ausgaben des Vorhabens betragen.

5.6 Die Fördertatbestände, die förderfähigen Ausgaben sowie 
die Höhe des Fördersatzes werden - unter Berücksichti­
gung der Regelungen dieser Verwaltungsvorschrift - in dem 
jeweiligen Förderprogramm festgelegt. Für die Förderfähig­
keit einzelner Kostenpositionen gilt Folgendes:

5.6.1 Personalausgaben und Gemeinausgaben werden im Rah­
men der als Anlage 1 beigefügten Regelung zur Anerken­
nung von Personal- und Gemeinausgaben gefördert, so­
weit sie auf der Basis des Förderprogramms förderfähig 
sind. Die Verwaltungsbehörde aktualisiert regelmäßig die 
in der Anlage 1 genannten Monats- und Stundensätze und 
veröffentlicht diese auf der Seite www.efre.rlp.de. Die in 
der Anlage 1 genannten Sätze erheben damit keinen 
Anspruch auf Aktualität. Für die gesamte Laufzeit eines 
Projekts sind die Sätze anzuwenden, die zum Zeitpunkt 
der Antragstellung galten. Die Sätze werden im Zuwen­
dungsbescheid bzw. bei der Zulassung des vorzeitigen Maß­
nahmebeginns festgelegt.

5.6.2 Dürfen aus einer Zuwendung auch Personal- oder säch­
liche Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden 
die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers über­
wiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestrit­
ten, darf der Zuwendungsempfänger seine Beschäftigten 
finanziell nicht besser stellen als vergleichbare Landes­
bedienstete. Höhere Entgelte als nach dem Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) und den für das 
Land maßgebenden sonstigen Tarifverträgen sowie sonstige 
über- und außertarifliche Leistungen dürfen nicht gewährt 
werden (Besserstellungsverbot). Bei Vorliegen besonderer 
Gründe, beispielsweise weil die Gewinnung qualifizierten 
Personals nur bei über- oder außertariflicher Bezahlung 
möglich ist, kann im Einzelfall eine Ausnahme in Betracht 
kommen. Eine solche ist vor Erteilung der Bewilligung im 
Prüfvermerk angemessen zu begründen und in den Be­
scheid aufzunehmen.

5.6.3 Sachleistungen in Form der Erbringung von Arbeitsleistun­
gen und Bereitstellung von Waren, Dienstleistungen, unbe­
bauten oder bebauten Grundstücken, für die keine durch 
Rechnungen nachgewiesene Barzahlung erfolgt ist, kön­
nen unter der Voraussetzung des Artikels 69 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 förderfähig sein. Das je­
weilige Förderprogramm muss die Förderfähigkeit vorsehen.

5.6.4 Abschreibungskosten können unter der Voraussetzung des 
Artikels 69 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 för­

derfähig sein. Das jeweilige Förderprogramm muss die 
Förderfähigkeit vorsehen.

5.6.5 Reisekosten können entsprechend dem Landesreisekosten­
gesetz (LRKG) vom 24. März 1999 (GVBI. S. 89, BS 2032-30) 
in der jeweils geltenden Fassung als förderfähig anerkannt 
werden, wenn das jeweilige Förderprogramm dies vorsieht.

5.7 Bei Vorhaben, die während ihrer Durchführung Nettoein­
nahmen erwirtschaften, ist Artikel 65 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 zu beachten. Sofern Nettoeinnahmen zu be­
rücksichtigen sind, werden die förderfähigen Ausgaben 
um die während der Durchführung direkt erwirtschafteten 
Nettoeinnahmen verringert.

5.8 Bei Vorhaben, die nach ihrem Abschluss Nettoeinnahmen 
erwirtschaften, ist Artikel 61 der Verordnung (EU) Nr. 1303/ 
2013 zu beachten. Sofern Nettoeinnahmen zu berücksich­
tigen sind, werden die förderfähigen Ausgaben um die in 
einem bestimmten Bezugszeitraum erwarteten Nettoein­
nahmen gekürzt.

5.9 Nicht förderfähig sind:

-  Schuldzinsen.

-  Erwerb von unbebauten oder bebauten Grundstücken 
soweit der Kaufpreis über 10 v. H. der förderfähigen Ge­
samtausgaben für das betroffene Vorhaben liegt; bei 
Brachflächen und ehemals industriell genutzten Flächen 
mit Gebäuden erhöht sich dieser Grenzwert auf 15 v. H. 
In ordnungsgemäß begründeten Ausnahmefällen kann 
der Grenzwert für Umweltschutzvorhaben über die je­
weiligen vorstehend genannten Prozentsätze hinaus an­
gehoben werden.

-  Umsatzsteuer, die nach dem Umsatzsteuergesetz als 
Vorsteuer abziehbar ist.

-  Skonti und Preisnachlässe, die der Zuwendungsemp­
fänger in Anspruch genommen hat.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Aufgrund der speziellen Regelungen in den maßgeblichen 
EU-Verordnungen und deren Umsetzung im Verwaltungs­
und Kontrollsystem ersetzt oder vermindert eine von der 
Prüfungseinrichtung des Zuwendungsempfängers durch­
geführte Prüfung des Vorhabens nicht die Mittelabruf- und 
Verwendungsnachweisprüfung durch die Investitions- und 
Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB). Die Vorlage des Prüf­
vermerkes der Prüfeinrichtung ist keine Voraussetzung für 
die Mittelabruf- und Verwendungsnachweisprüfung durch 
die ISB.

6.2 Die Abtretung der Zuwendung an Dritte ist ausgeschlossen.

6.3 Ausgaben im Rahmen von bewilligten Projekten können nur 
als förderfähig anerkannt werden, wenn diese zwischen 
dem 1. Januar 2014 und dem 30. Juni 2023 gezahlt worden 
sind.

6.4 Die Förderdaten eines bewilligten Projektes sind nach Maß­
gabe der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 öffentlich. Vor 
der Bewilligung wird das schriftliche Einverständnis des 
Zuwendungsempfängers dazu eingeholt, in der Liste der 
Vorhaben veröffentlicht zu werden.

6.5 Im Zuwendungsbescheid ist festzulegen, ob das DV-ge- 
stützte Buchführungssystems des Zuwendungsempfängers 
zur elektronischen Belegführung und Belegaufbewahrung 
zugelassen ist.

7 Verfahren

7.1 Die Förderverfahren des EFRE-Programms werden nach 
einem einheitlichen, im Verwaltungs- und Kontrollsystem 
für das EFRE-Programm Rheinland-Pfalz beschriebenen 
Verwaltungsverfahren umgesetzt.

7.2 Die Festlegung der Bewilligungsbehörde erfolgt in dem 
jeweiligen Förderprogramm.

http://www.efre.rlp.de
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7.3 Die ISB nimmt im Bewilligungsverfahren folgende Auf­
gaben wahr:

-  Antragsannahme (einschließlich Beratung und Bearbei­
tung von Änderungsanträgen), sofern sie Bewilligungs­
behörde ist.

-  Antragsprüfung, sofern sie Bewilligungsbehörde ist.

-  Bewilligung (einschließlich Erlass von Änderungsbeschei­
den), sofern sie Bewilligungsbehörde ist.

-  Mittelabrufprüfung.

-  Verwendungsnachweisprüfung.

-  Auszahlung der Zuwendungen.

-  Vor-Ort-Überprüfungen der Vorhaben.

-  Überwachung der Dauerhaftigkeit der Vorhaben /  Zweck­
bindungsfristen.

Durch Verwaltungsvorschrift können der ISB darüber hinaus­
gehende Aufgaben übertragen werden.

7.4 Die ISB ist zuständige Behörde für die Aufhebung (Rück­
nahme und Widerruf) von Zuwendungsbescheiden. Dies 
umfasst die Rückforderung der zu erstattenden Leistung,

, auch im Falle eines Eintritts einer auflösenden Bedingung, 
einschließlich der Festsetzung der zu erstattenden Zinsen.

7.5 Grundsätzlich werden alle Verfahren in elektronischer Form 
über das Internetportal der ISB abgewickelt. Der Zugang 
zum elektronischen System kann auch über die Internet­
seite der dgn Antrag annehmenden Stelle eröffnet werden.

7.6 Die als Anlage 2 beigefügten „Allgemeine Nebenbestimmun­
gen für Zuwendungen zur Projektförderung im Europäischen

Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) im Ziel „Investi­
tionen in Wachstum und Beschäftigung“ Rheinland-Pfalz, 
Förderperiode 2014-2020 (ANBest IWB-EFRE)“ , einschließ­
lich der darin enthaltenen Vorgaben zur Vergabe von Auf­
trägen, sind grundsätzlich unverändert in der jeweils gel­
tenden Fassung zum Bestandteil des Bewilligungsbeschei­
des zu machen. Sie treten an die Stelle der in Teil I Nr. 5.1 
Satz 1 und Teil II Nr. 5.1 Satz 1 zu § 44 Abs. 1 LHO der W - 
LHO genannten Bestimmungen.

7.7 Sofern der vorzeitige Maßnahmebeginn zugelassen wird, 
wird der Antragsteller gleichzeitig mit der Bewilligung des 
Maßnahmebeginns ebenfalls zur Einhaltung der ANBest 
IWB-EFRE verpflichtet. Diese werden dem Antragsteller 
zusammen mit der Bewilligung des vorzeitigen Maßnahme­
beginns übersandt.

8 Inkrafttreten
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach der Ver­
öffentlichung in Kraft.

Anlage 1 -  Anerkennung von Personal- und Gemeinausgaben 
im Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) im Ziel „Investitionen in Wachstum und Be­
schäftigung“ (IWB) 2014-2020 für Rheinland-Pfalz

Anlage 2 -  Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung im Europäischen Fonds für re­
gionale Entwicklung (EFRE) im Ziel „Investitionen in 
Wachstum und Beschäftigung“ Rheinland-Pfalz, För­
derperiode 2014-2020 (ANBest IWB-EFRE)

MinBI. 2015, S. 313
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Anlage 1

Anerkennung von Personal-und 
Gemeinausgaben im Europäischen Fonds für 

regionale Entwicklung (EFRE) im Ziel „Investitionen 
in Wachstum und Beschäftigung“ (IWB) 2014-2020 

für Rheinland-Pfalz

Artikel 67 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013* eröffnet den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit, Zuschüsse in Form von standar­
disierten Einheitskosten (= Standardeinheitskosten) oder auf der 
Grundlage von Pauschalsätzen (= Pauschalsätze) zu gewähren.

Rheinland-Pfalz nutzt diese Möglichkeit im Rahmen der EFRE- 
Förderung für die Anerkennung von Personal- und Gemeinaus­
gaben.

Bei der Abrechnung der Personal- und Gemeinausgaben ist -  be­
dingt durch die heterogene Struktur möglicher Zuwendungs­
empfänger -  bei den Abrechnungsmodalitäten eine Unterschei­
dung wie folgt vorgesehen:

A. Personalausgaben
A.1 Zuwendungsempfänger: Unternehmen ohne Bindung an 

den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L)

Rechtsgrundlage: Art. 67 Abs. 1b i.V.m. Abs. 5a (i) VO (EU) 
Nr. 1303/2013

Personalausgaben (jährliche Anpassung)

Leistungs­
gruppe 1 /  

Anforderungs­
niveau 4 

„Arbeitnehmer 
in leitender 
Stellung“

Leistungs­
gruppe 2 /  

Anforderungs­
niveau 3 

„Heraus­
gehobene 

Fachkräfte“

Leistungs­
gruppe 3 /  

Anforderungs­
niveau 2 

„Fachkräfte“

Leistungs­
gruppe 4 /  

Anforderungs­
niveau 1 

„An- und un­
gelernte 

Arbeitnehmer“

Monatssatz 8.087 EUR 5.172 EUR 3.783 EUR 2.794 EUR

Stundensatz 56 EUR 36 EUR 26 EUR 19 EUR

Standardeinheitskosten für direkte Personalausgaben bei Unter­
nehmen ohne Bindung an den TV-L

A.2 Zuwendungsempfänger: Zuwendungsempfänger mit Bin­
dung an den TV-L bzw. TVöD, soweit diese nicht unter 
A.3 erfasst werden, z. B. Unternehmen, Hochschulen, 
Kommunen, Forschungseinrichtungen, Technologiezentren, 
Netzwerke, Cluster

Rechtsgrundlage: Art. 67 Abs. 1b i.V.m. Abs. 5a (i) VO (EU) 
Nr. 1303/2013

Personalausgaben (jährliche Anpassung)

Entgeltgruppe Monatssatz Stundensatz

E 15 Ü 8.561 € 60 €

E 15 7.166 € 50 €

E 14 6.726 € 47 €

E 13 Ü 6.575 € 46 €

Entgeltgruppe Monatssatz Stundensatz

E 13 5.092 € 36 €

E 12 5.943 € 41 €

E 11 5.076 € 35 €

E 10 4.708 € 33 €

E 9 4.456 € 31 €

E 8 4.057 € 28 €

E 7 3.909 € 27 €

E 6 3.627 € 25 €

E 5 ' 3.613 € 25 €

E 4 3.103 € 22 €

E 3 3.036 € 21 €

E 2 Ü 2.853 € 20 €

E 2 2.915 € 20 €

E 1 2.016 € 14 €

Standardeinheitskosten für direkte Personalausgaben bei Zuwen­
dungsempfängern mit Bindung an den TV-L bzw. TVöD, soweit 
diese nicht unter A.3 erfasst werden

A.3 Zuwendungsempfänger: Forschungseinrichtungen, deren 
Ausgaben auf Basis nachkalkulierter, durch einen Wirt­
schaftsprüfer testierter Ist-Ausgaben ermittelt werden

Rechtsgrundlage: Art. 67 Abs. 1a VO (EU) Nr. 1303/2013

Forschungseinrichtungen, deren Ausgaben auf Basis nachkalku­
lierter, durch einen Wirtschaftsprüfer testierter Ist-Ausgaben er­
mittelt werden, können ihre Personalausgaben auf der Basis der 
so ermittelten projektbezogenen Ausgabensätze (Ist-Ausgaben) 
geltend machen.

B. Gemeinausgaben

Rechtsgrundlage: Art. 67 Abs. 1d i.V. m. Art. 68 Abs. 1b VO (EU) 
Nr. 1303/2013

Förderbereich
Bezugsgröße zur 
Berechnung der 

Gemeinausgaben

Höhe der förderfähigen 
Gemeinausgaben

Förderbereiche, deren 
Personalausgaben 

nach A.1 oder nach A.2 
ermittelt werden

Förderfähige direkte 
Personalausgaben 15% der Bezugsgröße

Förderbereiche, deren 
Personalausgaben 
nach A.3 ermittelt 

werden

Testierte 
Gemeinausgaben (Ist- 

Ausgaben), die der 
Projektumsetzung 

dienen

Höhe der Ist-Ausgaben

Pauschalsätze für Gemeinausgaben

* Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschafts-i 
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 
des Rates (ABI. EU Nr. L 347 S. 320).



Nr. 10318 Ministerialblatt der Landesregierung von Rheinland-Pfalz vom 11. Dezember 2015

Anlage 2

Allgemeine Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung im Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) im Ziel 
„Investitionen in Wachstum und Beschäftigung“ 

Rheinland-Pfalz, Förderperiode 2014-2020 
(ANBest IWB-EFRE)

Die ANBest IWB-EFRE enthalten Nebenbestimmungen im Sinne 
von § 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) in Verbin­
dung mit § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) sowie not­
wendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind als Be­
standteil des Zuwendungsbescheides verbindlich, soweit dort 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.
1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung
1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwen­

dungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden.
Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu ver­
wenden.

1.2 Der im Bewilligungsbescheid festgelegte Finanzierungs­
plan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich.
Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Finanzierungsmittel (insbesondere Zuwendungen, eigene 
Mittel, Leistungen Dritter, Beiträge Dritter, Spenden) sind 
als Deckungsmittel für alle förderfähigen Ausgaben ein­
zusetzen.
Einzelansätze dürfen bis zu 20 v. Fl. überschritten wer­
den, soweit die Überschreitungen der Einzelansätze 
durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzel­
ansätzen ausgeglichen werden. Weitergehende Über­
schreitungen bedürfen der Zustimmung der Bewilligungs­
behörde. Auch in diesem Fall muss die Überschreitung 
durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzel­
ansätzen ausgeglichen werden.
Beruht die Überschreitung eines Einzelansatzes auf be­
hördlichen Bedingungen oder Auflagen, insbesondere 
im Rahmen des baurechtlichen Verfahrens, sind inner­
halb des Gesamtergebnisses des Finanzierungsplans 
auch weitergehende Abweichungen zulässig.
Bei standardisierten Einheitskosten, Pauschalfinanzie­
rungen und Pauschalsätzen im Sinne des Artikels 67 
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 3.1 
Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit 
gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen So­
zialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Land­
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums und den Europäischen Meeres- und Fischerei­
fonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Euro­
päischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Auf­
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates 
(ABI. EU Nr. L 347 S. 320) sind Abweichungen der tat­
sächlichen Ausgaben von den im Zuwendungsbescheid 
festgelegten Beträgen der Personal- oder Gemeinaus­
gaben unbeachtlich.

1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personal- oder säch­
liche Verwaltungsausgaben geleistet werden und wer­
den die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers 
überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Fland 
bestritten, darf der Zuwendungsempfänger seine Be­
schäftigten finanziell nicht besser stellen als vergleich­
bare Landesbedienstete. Höhere Entgelte als nach dem 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 
und den für das Land maßgebenden sonstigen Tarif-

- Verträgen sowie sonstige über- und außertarifliche Leis­
tungen dürfen nicht gewährt werden (Besserstellungs­
verbot). Ausnahmen sind im Einzelfall nur möglich, 
sofern dies begründet und im Zuwendungsbescheid 4.1 
ausdrücklich festgelegt wurde.

1.4 Die Zuwendung darf anteilig nur insoweit und nicht eher 
angefordert werden, als sie für im Rahmen des im Zu- 
wendungsbescheid1 festgelegten Zuwendungszwecks 
getätigte förderfähige Ausgaben benötigt wird. Diese 
Ausgaben müssen außer im Fall standardisierter Ein­
heitskosten, Pauschalfinanzierungen und Pauschalsätzen

' nachgewiesen werden. Die Anforderung der Zuwen­
dung erfolgt in Form elektronischer Mittelabrufe (vgl. 
Nummer 6).

1.5 Im Übrigen darf die Zuwendung nur jeweils anteilig mit 
etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und 
den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des 
Zuwendungsempfängers in Anspruch genommen wer­
den.

1.6 Der Zuwendungsempfänger muss für alle Finanzvorgänge 
im Rahmen des Vorhabens entweder ein separates Buch­
führungssystem oder einen geeigneten Buchführungs­
code verwenden. Dies gilt nicht für Personal- und Ge­
meinausgaben, die auf der Basis von standardisierten 
Einheitskosten oder Pauschalsätzen erstattet werden.

1.7 Die Abtretung der Zuwendung an Dritte ist ausgeschlos­
sen.

1.8 Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zu­
kunft widerrufen werden, wenn sich herausstellt, dass 
der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

2 Nachträgliche Ermäßigung der förderfähigen Aus­
gaben oder Änderung der Finanzierung
Sofern sich nach der Bewilligung die in dem Finanzie­
rungsplan veranschlagten

-  förderfähigen Gesamtausgaben für den Zuwendungs­
zweck vermindern öder

-  Finanzierungsmittel erhöhen oder

-  neue Finanzierungsmittel hinzutreten,

so ermäßigt sich die Zuwendung anteilig mit etwaigen 
Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vor­
gesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwen­
dungsempfängers.

Vergabe von Aufträgen
Zuwendungsempfänger, die zugleich öffentliche Auftrag­
geber im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wett­
bewerbsbeschränkungen (GWB) sind, haben bei öffent­
lichen Aufträgen, deren geschätzte Gesamtauftragswerte 
ohne Umsatzsteuer die in § 2 der Vergabeverordnung 
(VgV), § 1 Abs. 2 der Sektorenverordnung (SektVO) und 
§ 1 Abs. 2 der Vergabeverordnung Verteidigung und 
Sicherheit (VSVgV) genannten Schwellenwerte erreichen 
oder überschreiten, die für sie geltenden vergaberecht­
lichen Vorschriften, insbesondere das GWB, die VgV 
sowie, je nach Einzelfall, die Abschnitte 2 ff. des Teils A 
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
(VOB/A), des Teils A der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Leistungen (VOL/A) oder die Vergabeordnung für 
freiberufliche Leistungen (VOF) einzuhalten.

3.2 Soweit der geschätzte Gesamtauftragswert ohne Um­
satzsteuer die sich aus den genannten Vorschriften er­
gebenden EU-Schwellenwerte nicht erreicht, haben die 
in den Geltungsbereich der Verwaltungsvorschrift „Öffent­
liches Auftrags- und Beschaffungswesen in Rheinland- 
Pfalz“ vom 24. April 2014 (MinBI. S. 48) fallenden öf­
fentlichen Auftraggeber diese Verwaltungsvorschrift vom 
24. April 2014 sowie sonstige für sie geltende haus­
haltsvergaberechtliche Bestimmungen einzuhalten.

Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte 
oder hergestellte Gegenstände
Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 
beschafft oder hergestellt werden, sind für den Zuwen-
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dungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. 
Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf 
der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bin­
dung (Zweckbindungsfrist) nicht anderweitig verfügen.

4.2 Der Zuwendungsempfänger hat die zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks beschafften Gegenstände entspre­
chend den einschlägigen Steuer-, handeis- oder haus­
haltsrechtlichen Vorschriften zu verbuchen.

Für Gegenstände, die durch eine Gemeinausgabenpau­
schale gefördert wurden, ist der Nachweis nicht erfor­
derlich.

5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

5.1 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der Bewil­
ligungsbehörde innerhalb der Zweckbindungsfrist unver­
züglich anzuzeigen, wenn

5.1.1 er nach Antragstellung weitere Zuwendungen für den­
selben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen bean­
tragt oder von ihnen erhält oder wenn er weitere Mittel 
von Dritten erhält,

5.1.2 der Zuwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung 
der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern 
oder wegfallen, hierzu gehört auch eine Ermäßigung 
der förderfähigen Ausgaben oder eine Veränderung der 
Finanzierungsmittel (vgl. Nummer 2),

5.1.3 sich Angaben zum Zuwendungsempfänger (z. B. An­
schrift, Unternehmensstruktur, Gesellschafterstruktur, 
Rechtsform) ändern,

5.1.4 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder 
mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

5.1.5 zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte oder 
hergestellte Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bin­
dung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck 
verwendet oder nicht mehr benötigt werden,

5.1.6 ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet 
wird.

5.2 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der Investi- 
tions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) jederzeit 
über den Stand der Umsetzung der Fortschritte des 
bewilligten Vorhabens Auskunft zu erteilen. Über die im 
Zuwendungsbescheid festgelegten materiellen und fi­
nanziellen Indikatoren des Projekts berichtet der Zuwen­
dungsempfänger zu den festgelegten Terminen unaufge­
fordert und fristgerecht. Sofern die Bewilligungsbehörde 
Vordrucke zur Erhebung von Indikatoren zur Verfügung 
stellt, sind diese Bestandteil der Antragsunterlagen und 
vom Antragsteller auszufüllen. Sofern Vordrucke zur Er­
hebung von Indikatoren nach Durchführung der Maß­
nahme vorzulegen sind, sind diese - vorbehaltlich einer 
abweichenden Regelung im Zuwendungsbescheid - zum 
Zeitpunkt des Abschlusses der Maßnahme zu übermit­
teln (vgl. Nummer 7).

6 Mittelabruf
6.1 Die Zuwendung kann erst ausgezahlt werden, wenn der 

Zuwendungsbescheid bestandskräftig geworden ist. 
Diese Frist kann mit einer Erklärung auf Rechtsbehelfs­
verzicht abgekürzt werden.

6.2 Soweit im Zuwendungsbescheid keine andere Regelung 
getroffen wurde, soll der Zuwendungsempfänger der 
den Mittelabruf prüfenden Stelle während des im Zu­
wendungsbescheid festgelegten Bewilligungszeitraumes 
maximal bis zu viermal jährlich einen Mittelabruf auf dem 
dafür zur Verfügung gestellten elektronischen Formular 
zuleiten.

6.3 Der Mittelabruf umfasst das Mittelabrufformular und einen 
zahlenmäßigen Nachweis. Ob im Rahmen des Mittel­
abrufes ein Sachbericht vorzulegen ist, wird im Bewilli­
gungsbescheid festgelegt.

6.3.1 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Ausgaben in 
zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend 
der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. 
Hierfür werden die Ausgaben einzeln im Formular der 
Ausgabenliste elektronisch erfasst. Einzelrechnungen 
unter 50 Euro (ohne Umsatzsteuer und nach Abzug von 
Skonti und Rabatten) sind nicht förderfähig und können 
deshalb nicht als förderfähige Ausgaben geltend gemacht 
werden. Umsatzsteuer, die nach dem Umsatzsteuerge­
setz als Vorsteuer abziehbar ist, gehört nicht zu den 
förderfähigen Ausgaben. In Anspruch genommene Skonti 
und Rabatte sind ebenfalls als nicht förderfähige Aus­
gaben abzuziehen. Die Ausgabenliste ist bei der den 
Mittelabruf prüfenden Stelle elektronisch einzureichen.

6.3.2 Die Nachweise für alle in der Ausgabenliste enthaltenen 
Ausgaben umfassen die Rechnungen und die Nach­
weise der erfolgten Zahlungen.

Rechnungen müssen die sich aus dem Umsatzsteuer­
gesetz (UStG) ergebenden Angaben (§ 14 UStG) ent­
halten. Für Rechnungen mit einem Gesamtbetrag bis 
150 Euro gelten die sich aus der Umsatzsteuer-Durch­
führungsverordnung (UStDV) ergebenden Erleichterun­
gen (§ 33 UStDV). Alle Rechnungen werden der den 
Mittelabruf prüfenden Stelle im Original übermittelt.

Die Nachweise der erfolgten Zahlungen erfolgen in der 
Regel durch Kontoauszug.

Die Übersendung elektronischer Belege (Rechnungen 
und Nachweise der erfolgten Zahlungen) ist zulässig, 
wenn dies im Bewilligungsbescheid zugelassen wurde.

6.3.3 Sofern Personalausgaben durch standardisierte Einheits­
kosten gefördert werden, ist der zahlenmäßige Nach­
weis - unter Einhaltung der Nummern 6.3.3.1 bis 6.3.3.3 - 
auf die Arbeitszeit beschränkt.

6.3.3.1 Für Mitarbeitende, die ausschließlich in dem geförder­
ten Projekt tätig waren, ist es ausreichend, wenn die 
oder der Mitarbeitende und der Zuwendungsempfänger 
(Vier-Augen-Prinzip) eine Erklärung unterzeichnen, in der 
bestätigt wird, dass die oder der betreffende Mitarbei­
tende ausschließlich für die Maßnahme entsprechend 
des Zuwendungsbescheides tätig war. Die Erklärung 
umfasst die Anzahl der Monate, in denen die oder der 
Mitarbeitende ausschließlich für das geförderte Projekt 
tätig war, die Angabe des Stellenanteils (Voll- oder Teil­
zeit und Angabe des Stellenanteils), die reguläre wöchent­
liche Arbeitszeit, mit dem die oder der Mitarbeitende 
beim Zuwendungsempfänger insgesamt tätig war und 
die Bestätigung, dass die oder der Mitarbeitende vom 
Zuwendungsempfänger entlohnt wurde.

6.3.3.2 Für Mitarbeitende, die nicht ausschließlich in dem ge­
förderten Projekt tätig waren, muss ein Nachweis über 
die für das geförderte Projekt tatsächlich geleisteten 
Arbeitsstunden erbracht werden. Im Rahmen der Ab­
rechnung werden deshalb Stundennachweise mit Datum 
und Unterschrift der oder des betreffenden Mitarbeiten­
den und der oder des unmittelbaren Vorgesetzten (Vier- 
Augen-Prinzip) vorgelegt. Zusätzlich erklärt die oder 
der Mitarbeitende die monatlich insgesamt zu leistende 
Arbeitszeit sowie den Stellenanteil, mit dem die oder 
der Mitarbeitende bei dem Zuwendungsempfänger für 
das geförderte Projekt beschäftigt war. Die Erklärung 
umfasst auch die Bestätigung, dass die oder der Mit­
arbeitende vom Zuwendungsempfänger entlohnt wurde.

6.3.3.3 Sind Mitarbeitende in mehreren EU-finanzierten Projek­
ten tätig, so haben sie für alle Projekte einen Gesamt- 
Tätigkeitsnachweis zu führen, in dem alle Projekte ein­
zeln dargestellt werden. Dieser ist den Förderakten aller 
geförderten Projekte beizufügen. Dabei sind die einzel­
nen Arbeitsstunden dem jeweiligen Projekt zuzuordnen.

6.3.4 Sofern Gemeinausgaben durch Pauschalsätze gefördert 
werden, muss für diese kein zahlenmäßiger Nachweis 
erbracht werden.
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Die Abrechnungsunterlagen müssen so beschaffen sein, 8.5 
dass die angegebenen Beträge auf ihre Richtigkeit und 
Angemessenheit geprüft werden können.

Die Auszahlung des letzten Zuwendungsteilbetrages 
(10 v. H. der Gesamtzuwendung) erfolgt erst nach Vor­
lage des Verwendungsnachweises bei der den Mittel­
abruf prüfenden Stelle.

Berichtspflichten
Die Indikatoren, über deren Inhalt und Entwicklung der 
Zuwendungsempfänger auskunftspflichtig ist, werden 
von ihm in dem ihm übermittelten Vordruck zur Erhebung 
den Indikatoren zusammengefasst. Der Zuwendungs­
empfänger hat diesen nach Abschluss der Maßnahme 
auszufüllen und ohne besondere Aufforderung der ISB 
vorzulegen, sofern im Bewilligungsbescheid keine ab­
weichende Regelung getroffen wurde.

Publizitätspflichten

Der Zuwendungsempfänger weist bei allen Informations­
und Kommunikationsmaßnahmen im Zusammenhang 
mit dem Vorhaben auf die Unterstützung aus dem EFRE 
hin, indem er das Emblem der Europäischen Union, einen 
entsprechenden Hinweis auf die Europäische Union und 
einen Hinweis auf den EFRE-Fonds verwendet. Dabei 
sind die auf www.efre.rlp.de veröffentlichten technischen 
Charakteristika des Emblems der Europäischen Union 
zu berücksichtigen.

Während der Durchführung des Vorhabens informiert 
der Zuwendungsempfänger die Öffentlichkeit über die 
Unterstützung aus den Fonds wie folgt:

Existiert eine Webseite des Zuwendungsempfängers, wird 
auf dieser eine kurze Beschreibung des Vorhabens ein­
gestellt, die im Verhältnis zum Umfang der Unterstüt­
zung (Förderhöhe) steht und in der auf die Ziele und Er­
gebnisse eingegangen und die finanzielle Unterstützung 
durch die Europäische Union hervorgehoben wird.

Bei Vorhaben, die nicht unter den Nummern 8.2.3 und 8.3 
erfasst werden, bringt der Zuwendungsempfänger ein 
Plakat (Mindestgröße DIN A3) mit Informationen zum 
Projekt und einem Hinweis auf die finanzielle Unter­
stützung der Europäischen Union an einer gut sicht­
baren Stelle, etwa im Eingangsbereich eines Gebäudes, 
an.

Bei einer Zuwendung von mehr als 500.000 Euro für 
Infrastruktur- und Bauvorhaben muss der Zuwendungs­
empfänger an einer gut sichtbaren Stelle ein Schild von 
beträchtlicher Größe für das Vorhaben anbringen. Die 
Bezeichnung des Vorhabens, das Hauptziel des Vor­
habens, das Emblem der Europäischen Union und der 
Hinweis auf den EFRE müssen mindestens 25 v. H. des 
Hinweisschildes einnehmen.

Spätestens drei Monate nach Abschluss des Vorhabens 
bringt der Zuwendungsempfänger an einer gut sicht­
baren Stelle für jedes Vorhaben dauerhaft eine Tafel oder 
ein Schild von beträchtlicher Größe an, sofern die-Zu- 
wendung mehr als 500.000 Euro beträgt und bei dem 
Vorhaben ein materieller Gegenstand angekauft wurde 
oder es sich um Infrastruktur- oder Bauvorhaben handelt.

Die Tafel oder das Schild gibt Aufschluss über Bezeich­
nung und Hauptziel des Vorhabens. Die Bezeichnung des 
Vorhabens, das Hauptziel des Vorhabens, das Emblem 
der Europäischen Union und der Hinweis auf den EFRE 
müssen mindestens 25 v. H. des Hinweisschildes ein­
nehmen. Sie werden unter Berücksichtigung der auf 
www.efre.rlp.de veröffentlichten technischen Charakte­
ristika hergestellt.

Der Zuwendungsempfänger erklärt sich damit einver­
standen, in eine im Internet veröffentlichte Liste der Vor­
haben aufgenommen zu werden.

Die EFRE-Verwaltungsbehörde behält sich vor, auf ihrer 
Homepage, im Jahresbericht oder im Rahmen von Be­
gleitausschusssitzungen über geförderte Projekte zu be­
richten. Der Zuwendungsempfänger erklärt sich damit 
einverstanden, dass in den vorgenannten Medien und 
Sitzungen über das geförderte Vorhaben berichtet wer­
den kann.

8.6 Der Zuwendungsempfänger hat die Einhaltung der Publi­
zitätspflichten ordnungsgemäß zu dokumentieren und 
auf Anforderung nachzu weisen (z. B. anhand von Fotos, 
Screenshots o.Ä.).

9 Nachweis der Verwendung

9.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs 
Monaten nach Abschluss der Maßnahme nachzuweisen 
(Verwendungsnachweis), soweit im Zuwendungsbescheid 
keine kürzere Frist festgesetzt wurde.

9.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sach­
bericht und einem abschließenden zahlenmäßigen Nach­
weis.

9.2.1 In dem Sachbericht sind die erzielten Ergebnisse mit 
Bezug zum Zuwendungszweck im Einzelnen darzustellen. 
Unter Berücksichtigung der ursprünglichen Planungen 
ist auszuführen, ob der Zuwendungszweck erreicht wurde; 
auf die für den Erfolg des Vorhabens wichtigsten Po­
sitionen der Mittelabrufe ist dabei einzügehen. Auf die 
Erfüllung der im Zuwendungsbescheid festgelegten Er­
folgskriterien oder Kennzahlen ist ebenfalls einzugehen, 
soweit sich dies nicht bereits aus der Darstellung nach 
Satz 1 ergibt.

9.2.2 In dem abschließenden zahlenmäßigen Nachweis werden 
alle für das Projekt getätigten Ausgaben einschließlich 
der Ausgabenpauschalen und die Einnahmen zusam­
mengefasst. Für den abschließenden zahlenmäßigen 
Nachweis gelten die Regelungen in den Nummern 6.3.1 
bis 6.3.4 entsprechend. Eine erneute Vorlage der im 
Mittelabruf bereits vorgelegten Belege ist nicht erfor­
derlich.

9.3 Irri Verwendungsnachweis ist durch Unterschrift zu be­
stätigen, dass die Nebenbestimmungen des Zuwen­
dungsbescheides eingehalten wurden, die Ausgaben 
notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam ver­
fahren worden ist und die Angaben mit den Büchern 
und den Belegen übereinstimmen.

9.4 Der Zuwendungsempfänger hat die Belege, die Verträge 
und, im Falle von an das Vergaberecht gebundenen 
Zuwendungsempfängern, auch die Dokumentation zur 
Vergabe von Aufträgen sowie alle sonstigen Dokumente 
zum Nachweis der förderfähigen Ausgaben mindestens 
bis zum 31. Dezember 2028 aufzubewahren, sofern 
nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften 
eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Aufbewahrt 
werden die Originale. Datenträger können zur Aufbewah­
rung von elektronischen Belegen verwendet werden, 
wenn dies im Bewilligungsbescheid zugelassen wurde.

9.5 Im Verwendungsnachweis ist anzugeben, an welcher
Stelle die für die Förderung relevanten Belege und Ver­
träge aufbewahrt werden.

10 Prüfungsrechte
10.1 Die Bewilligungsbehörde und die EFRE-Verwaltungs­

behörde sowie die von diesen beauftragten Stellen sind 
berechtigt, Bücher, Belege und sonstige mit der För­
derung zusammenhängende Geschäftsunterlagen (ein­
schließlich der auf elektronischen Datenträgern erstellten 
oder empfangenen und gespeicherten Dokumente, die 
sich auf das Vorhaben beziehen, einschließlich der ent­
sprechenden Metadaten) anzufordern sowie diese und 
das Vorhaben selbst vor Ort zu prüfen oder durch Be­
auftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger 
hat den Zugang zu seinen Räumlichkeiten zu gewähren,

http://www.efre.rlp.de
http://www.efre.rlp.de
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die Prüfung durch einen Projektverantwortlichen be­
gleiten zu lassen, die erforderlichen Unterlagen bereit­
zuhalten, zur Einsichtnahme zur Verfügung zu stellen 
und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

10.2 Sofern Belege auf Datenträgern aufbewahrt werden, ist 
bei einer Prüfung Zugriff auf alle die Zuwendung betref­
fenden elektronischen Daten zu gewähren. Der Zuwen­
dungsempfänger hat zu gewährleisten, dass die ge­
speicherten Unterlagen lesbar gemacht werden und die 
dafür erforderlichen Daten, Programme und Hilfsmittel 
(z. B. Personal, Bildschirme, Lesegeräte) bereitgestellt 
werden. Auf Anforderung sind die elektronischen Daten 
auszuwerten und/oder die gespeicherten Unterlagen in 
lesbarer Form oder auf allgemein üblichen Datenträgern 
zur Verfügung zu stellen.

10.3 Der Europäische Rechnungshof, die Europäische Kom­
mission, das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung 
(OLAF), die EFRE-Prüfbehörde lind die EFRE-Beschei- 
nigungsbehörde, der Landesrechnungshof Rheinland- 
Pfalz und die von diesen Beauftragten sind jederzeit 
berechtigt, beim Zuwendungsempfänger zu prüfen. Ihnen 
sind die Rechte gemäß Nummer 10.1 ebenfalls einzu­
räumen.

11 Subventionserheblichkeit
Subventionserheblich sind alle Tatsachen, die für die 
Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewäh­
rung oder das Belassen einer Subvention oder eines 
Subventionsvorteils erheblich sind. Dazu gehören ins­
besondere sämtliche Bewilligungsvöraussetzungen so­
wie die Bestimmungen überden Zuwendungszweck und 
die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung. 
Macht der Zuwendungsempfänger unvollständige oder 
unrichtige Angaben, verschweigt er subventionserheb­
liche Tatsachen oder verwendet er die Zuwendung ent­
gegen der Verwendungsbeschränkung, kann dies Sub­
ventionsbetrug im Sinne des § 264 StGB darstellen. 
Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, der Bewilli­
gungsbehörde unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, 
die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, In­
anspruchnahme oder dem Belassen der Subvention 
oder des Subventionsvorteils entgegenstehen oder für 
die Rückforderung der Subvention oder des Subventions­
vorteils erheblich sind.

12 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
12.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungs­

bescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (§ 1 Abs. 1 
LVwVfG in Verbindung mit den §§ 48 und 49 VwVfG) 
oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen, widerrufen oder sonst 
unwirksam wird.

12.2 Ein Widerruf des Zuwendungsbescheids kommt insbe­
sondere in Betracht, wenn

12.2.1 die Zuwendung nicht bis zum Ablauf des im Bescheid, 
festgelegten Bewilligungszeitraums in Anspruch genom­
men wurde,

12.2.2 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck mit der 
gewährten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

12.2.3 mit der Maßnahme vor Bewilligung der Zuwendung be­
gonnen wurde, es sei denn dass ein vorzeitiger Maß­
nahmebeginn zugelassen wurde,

12.2.4 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige An­
gaben erwirkt wurde,

12.2.5 die Zuwendung nicht oder nicht mehr zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks verwendet wird,

12.2.6 die dem Zuwendungsbescheid zugrunde liegenden För­
dervoraussetzungen nach Abschluss des Vorhabens nicht 
erfüllt sind,

12.2.7 die Voraussetzungen für eine bereits erfolgte Mittel­
auszahlung nicht vorliegen,

12.2.8 ein Verstoß gegen die Vergabebestimmungen vorliegt,

/12.2.9 ein Verstoß gegen die Dauerhaftigkeit von Vorhaben nach 
Artikel 71 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 oder gegen 
sonstige im Zuwendungsbescheid festgelegte Zweck­
bindungsfristen vorliegt,

12.2.10 innerhalb der im Zuwendungsbescheid ausgewiesenen 
Zweckbindungsfrist nach Vorlage des Verwendungsnach­
weises über das Vermögen des Zuwendungsempfängers 
ein Insolvenzverfahren eröffnet wird; der Widerruf kann 
zurückgenommen werden, wenn das geförderte Vor­
haben fortgeführt und ein evtl. Übernehmer in die Rechte 
und Pflichten eintritt, die sie sich aus dem Zuwendungs­
bescheid ergeben,

12.2.11 der Zuwendungsempfänger Auflagen nicht oder nicht 
innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den 
Mitteilungspflichten (vgl. Nummer 5) nicht rechtzeitig 
nachkommt, den vorgeschriebenen Verwendungsnach­
weis oder den Vordruck zur Erhebung der Indikatoren 
nicht ordnungsgemäß führt oder nicht rechtzeitig vor­
legt.

12.3 Unabhängig von einem Widerruf oder einer Rücknahme 
ist die Zuwendung zu erstatten, wenn eine auflösende 
Bedingung eingetreten ist (z. B. nachträgliche Ermäßigung 
der förderfähigen Ausgaben oder Veränderung der De­
ckungsmittel nach Nummer 2).

12.4 Der Erstattungsanspruch ist vom Eintritt der Unwirksam­
keit der Bewilligung an nach den jeweils geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen mit jährlich fünf Prozent­
punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz zu verzinsen 
(vgl. § 1 Abs. 1 LVwVfG in Verbindung mit § 49a VwVfG).


